
1 – 2008 Deutsche Polizei   1

THEMEN Januar 2008

September 2014

AKTUELLES

Als wenn nicht schon genug Frust herr-
schen würde…

Seit Jahren forderte die Gewerk-
schaft der Polizei die in den letzten
Wahlperioden verantwortlichen In-
nen– und Finanzminister auf, die noch
aus der Mitte der neunziger Jahre
stammenden Erlasse zur Gewährung
von Aufwandsentschädigungen sowie
die Erschwerniszulagenverordnung
den geänderten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen anzupassen.

Nach langen, zähen Gesprächen so-
wie zahllosen Schreiben der GdP hat
Innenminister Holzschuher mit Wir-
kung vom 01.07.2014 eine neue „Bran-
denburgische Polizei-Aufwands-
e n t s c h ä d i g u n g s -
verwaltungsvorschrift –
BbgPolAufwVV“ erlassen.

In dieser wurden u.a. die Beträge
für die Fahndungskostenpauschale
und Bekleidungskostenpauschale
sehr moderat knapp 5 Euro angeho-
ben. Na ja, gut - könnte man denken,
wenn wir uns dass Leben nicht schon
wieder selbst schwer machen würden.
Die Druckerschwärze ist noch nicht
getrocknet, da wird durch einige Vor-
gesetzte Zeit damit verschwendet,
eine eigentlich klare Regelung zu in-

terpretieren, auszulegen und Ansprü-
che in Frage zu stellen. Auf Grund
zahlreicher Beschwerden aus allen
vier Polizeidirektionen hat sich der
Gesamtpersonalrat mit diesem The-
ma befasst und die Behördenleitung
zum Monatsgespräche am 6. August
eingeladen.

Um es kurz zu machen – Dienststel-
le und Gesamtpersonalrat sind sich
über folgende Punkte einig:

1. Zur Fahndungskosten-

pauschale

Obwohl der Wortlaut im Punkt 2.1.1
der VV etwas geändert wurde, haben
sich die, ich nenne sie mal „objekti-
ven und subjektiven Tatbestands-
merkmale“ für den anspruchsberech-
tigten Personenkreis nicht geändert.
Das heißt im Klartext: Wer bisher
Anspruch auf die Fahndungskosten-
pauschale hatte, hat diesen Anspruch
auch weiterhin. Punkt.

2. Zur Bekleidungskosten-

pauschale

Hier hat sich tatsächlich etwas ge-
ändert. Durch die Formulierung „au-
ßerhalb von Dienststellen“ verringert
sich der Kreis der Anspruchsberech-
tigten möglicherweise ganz erheblich.
Und hier könnte man tatsächlich fra-
gen, ob sich die Formulierung „über-
wiegend“ nun auf die Fahndungs- und
Ermittlungstätigkeit bezieht oder auf
den Anteil der Tätigkeit außerhalb
von Dienststellen. Diese Frage kann
jedoch nicht das Polizeipräsidium,
sondern nur der Verordnungsgeber
beantworten.

Der Gesamtpersonalrat wird bis

zum Erscheinen dieses Artikels über
den Polizei-Hauptpersonalrat initia-
tiv geworden sein und den Innenmi-
nister auffordern, Klarheit für seine
Bediensteten zu schaffen.

Es kann doch nicht beabsichtigt ge-
wesen sein, dass Vertreter unserer
Landesregierung auf der einen Seite
versprechen, den Öffentlichen Dienst
attraktiver zu machen, dann eine Pau-
schale nach 20 Jahren um knappe 5 (!)
Euro erhöhen und gleichzeitig den
anspruchsberechtigten Personen-
kreis um mehr als die Hälfte reduzie-
ren. Oder vielleicht doch? Ein Schelm,
wer Böses denkt…

Wie weit sind wir denn gekommen,
dass wir einerseits mittlerweile kaum
noch wissen, wie wir die politischen
Vorgaben zu unserer
Aufgabenwahrnahme umsetzen sol-
len und andererseits Zeit damit ver-
geuden, an Hand von Fahrtenbüchern
auszurechnen, ob jemand „überwie-
gend außerhalb der Dienststelle“ un-
terwegs war?

Zum weiteren Verlauf des Monats-
gespräches stellte der Vertreter der
Dienststelle noch einmal klar, dass die
unmittelbaren Vorgesetzten nichtnichtnichtnichtnicht
darüber zu entscheiden haben, ob ein
Anspruch unsere Kolleginnen und
Kollegen auf die Zahlung einer Auf-
wandsentschädigungen gerechtfer-
tigt ist oder nicht. Mit einem Votum
versehen sind alle Anträgesind alle Anträgesind alle Anträgesind alle Anträgesind alle Anträge auf dem
Dienstweg den Personal führenden
Stellen zur Entscheidung vorzulegen.

Wir bleiben dran!
Tommy Kühne
Vors. GPR
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Vertreter der Landessenioren-
gruppe der Gewerkschaft der Poli-
zei machten darauf aufmerksam,
dass einige Kolleginnen und Kolle-
gen ab 01.01.2014 eine geringere
Pension als bisher erhalten.
Die Neuberechnung des Pensionsan-
spruches erfolgte auf Grundlage der
Änderungen im Beamten-
versorgungsrecht in Brandenburg.
Hier trat zum 01.01.2014 das neue
Beamtenversorgungsgesetz für das
Land Brandenburg in Kraft.
Wir haben das Ministerium der Fi-
nanzen um entsprechende Prüfung
und ggf. Korrektur gebeten. Das Mi-
nisterium der Finanzen hat uns dar-
aufhin geantwortet. Eine Reduzie-
rung des Pensionsanspruches war
tatsächlich nicht vorgesehen. Das
entsprechende Fachreferat des MdF
schlägt daher vor, eine Korrektur auf
den Weg zu bringen. Jedoch wird eine
mögliche Änderung der für die Be-
troffenen ungünstigen Regelung nur
vom Gesetzgeber selbst vorgenom-

men werden können. Sofern der Ge-
setzgeber das so beschließt, wird dies
erst in der kommenden Legislaturpe-
riode erfolgen können. Die ZBB in
Cottbus wurde aufgefordert, die be-
troffenen Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungs-
empfänger zu informieren und dabei
eine Lösung zu ihren Gunsten in Aus-
sicht zu stellen.

Wie konnte es nun zu dieser Redu-
zierung des Pensionsanspruches
kommen?

Betroffen sind alle Pensionärinnen
und Pensionäre, die bereits neben der
Pension eine Rente beziehen. Und es
geht hier lediglich um die Kollegin-
nen und Kollegen, deren Pensions-
berechnung auf Grundlage einer
amtsunabhängigen amtsunabhängigen amtsunabhängigen amtsunabhängigen amtsunabhängigen Mindest-
versorgung erfolgte. Die amts-
unabhängige Mindestversorgung ori-
entiert sich an dem Endgrundgehalt
der Besoldungsgruppe A4. Genau die-
ses hat sich im Rahmen der ebenfalls
zum 01.01.2014 greifenden
Besoldungsreform in Brandenburg
durch Hinzufügen von 3 weiteren
Erfahrungsstufen deutlich erhöht. Die
Mindestpension bei der amts-
unabhängigen Versorgung beträgt 65
% vom Endamt A4.
Von dieser Verbesserung profitieren
jedoch die Versorgungsempfänger
nicht, die neben dem beamtenrecht-
lichen Mindestruhegehalt eine Ren-
te aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung beziehen. Hier erfolgt eine
komplizierte Berechnung des
Gesamtversorgungsanspruches, hier
Verrechnung der Rente mit dem nicht
erdienten Teil des Mindest-
ruhegehaltes. Diese Berechnung er-
gibt eine Reduzierung des Ruhege-
halts um maximal 30,68 •. In den ent-
sprechenden Bescheiden der ZBB
wurde diese Rückrechnung des Ruhe-
gehalts um die  maximal 30,68 • rück-
wirkend ab 01.01.2014 vollzogen, so
dass sich beachtliche
Rückforderungssummen ergeben.
Bei einigen Berechnungen ist der ZBB

zudem ein Fehler unterlaufen, in dem
bei der Rentenanrechnung das Grund-
gehalt der Stufe 1 2.208,59 • statt der
Endstufe 11 2.901,08 • angesetzt wur-
de. Dadurch ergibt sich ein deutlich
niedrigerer Auszahlungsbetrag. Die
ZBB wurde auch hier aufgefordert, die
fehlerhafte Rückrechnung zu korrigie-
ren und kurzfristig eine Nachzahlung
v o r z u n e h m e n .

Zusammengefasst: Fehlerhafte Be-
rechnungen werden korrigiert und ent-
sprechende Nachzahlungen vorgenom-
men. Die Korrektur der Reduzierung
des Ruhegehalts um maximal 30,68 •
rückwirkend ab 01.01.2014 soll im Rah-
men einer möglichen Gesetzesände-
rung - jedoch erst in der neuen Legis-
laturperiode - umgesetzt werden.
Die Gewerkschaft der Polizei bleibt in
dieser Frage am Ball. Auch für unsere
Pensionäre gilt - Für euch im Einsatz!

Michael Peckmann

TAUSCHGESUCH

Beamter/Beamtin, Dienstgrad PK,
Besoldung A9, Stammdienststelle:
Neu-Isenburg, Einzeldienst
(auch gesamt Hessen möglich) sucht
Tauschpartner/ in in Brandenburg
Kontakt: n.wartner@web.de
Tel.:0173/6264233

NACHRUF

Wir nehmen Abschied von unserem
am 22.07.2014 verstorbenen Mitglied
im Ruhestand

Detlef WeinbergDetlef WeinbergDetlef WeinbergDetlef WeinbergDetlef Weinberg

Unsere aufrichtige Anteilnahme gilt
seinen Hinterbliebenen.

Die Gewerkschaft der Polizei,
Kreisgruppe Polizeidirektion Ost wird
sein Andenken in Ehren halten.

Conny Schostag
Frankfurt (Oder), im Juli 2014
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Purer Aktionismus

Kürzlich wurde dem anwesenden
DGL eröffnet, dass in einigen Tagen
24-26 Kollegen unserer PI Flughafen
erst einmal bis Mitte Oktober ihren
Dienst in Forst und Guben versehen
werden. Sozialverträglich wird es
dann wohl auch Hotel-
unterbringungen geben. (Was auch
immer das heißen soll.)
Es ist noch nicht klar, wen dies aus
der PI treffen wird (WWD, VÜG, FÜD,
Kripo).

Die Aufgaben der PI Flughafen, die
nicht direkt mit dem Flughafen zu tun
haben, sollen durch die PI DS über-
nommen werden. Aber selbst, wenn
unsere eine Gemeindestreife durch
KönigsWusterhausen übernommen
wird, haben wir keine 24-26 Kolle-
gen übrig. Außerdem stellt sich die
Frage, mit welchen Kräften die PI DS
die zusätzlichen Einsätze im Schöne-
felder Bereich stemmen soll.  
Zudem liegen Forst und Guben je-
weils ca. 130km entfernt von Schöne-
feld. Viele der Kollegen, die in
Schönefeld arbeiten, wohnen nördlich
von Schönefeld. Vor allem die mei-
sten jungen Kollegen hätten daher
eine Anreise nach Forst/ Guben von
mehr als 130km.

Wir verstehen zudem eine Hotel-
unterbringung in Forst/Guben nicht
als eine hinnehmbare Alternative zur
freien Freizeitgestaltung. Nur weil die
meisten Kollegen unserer PI noch
jung sind, heißt es nicht, dass sie kei-
ne gesellschaftlichen und familiären
Verpflichtungen haben. (Auch wenn
es um die Betreuung von Angehöri-
gen geht, hängen nicht alle Kollegen
diese Mehrbelastung an die große
Glocke, sofern sie es irgendwie stem-
men können.)
 
Folgende Entwicklung hat wohl zu
dieser Landverschickung geführt:

Kurz vor der Wahl scheint die Lan-
desregierung dem Druck der Bevöl-
kerung im Grenzbereich nachzuge-
ben und nunmehr auf Biegen und Bre-
chen jeweils einen zusätzlichen Strei-
fenwagen rund um die Uhr in Forst und
Guben zu fordern. Wie unser PD-Lei-
ter auf die Idee kommt, dass es sinn-

voll sein kann, die Kollegen aus dem
nördlichsten Bereich der PD in den
südlichsten Teil zu schicken, ist uns
ein Rätsel.

Zudem ist das wieder einmal Besch...
am Bürger. Diesem wird kurz vor der
Wahl im Grenzgebiet suggeriert, dass
die Landesregierung sich kümmert.
Die Frage ist nur, wer ab Mitte Okto-
ber diese Aufgabe übernimmt. All
diejenigen Kollegen, die im Oktober
aus der FHPol und der LESE heraus
rotieren, werden auch im restlichen
Land dringend benötigt. (Und nach
zwei Monaten könnten durchaus die
Bürger und auch die Täter bemerken,
dass die Beamten nunmehr an einem
anderen Ende fehlen.)
 
Das Land hat einfach zu wenige Poli-
zisten, da kann man die Personal-
decke ziehen und ziehen, irgendetwas
liegt immer frei. Wie kann Herr
Mörke unter diesen Bedingungen un-
serem Ministerpräsidenten diese bei-
den zusätzlichen Streifenwagen zusa-
gen?

Das Ganze riecht gewaltig danach,
dass die Polizei Wahlkampf für eine
Partei betreibt. (Wobei diese der Po-
lizei nicht einmal besonders wohl ge-
sonnen ist.)

 Es kann nicht sein, dass die Fehler
der Politik auf unseren Rücken aus-
getragen werden!
Und bevor unsere Vorgesetzten wie-
der uns kleinen Beamten die Frage
stellen, wie wir uns denn eine Pro-
blemlösung vorstellen: wie wir das
Problem im Grenzgebiet kurzfristig
klären, weiß auch ich nicht. Aber das
Problem der Grenzkriminalität be-
steht nicht erst seit heute Nachmit-
tag, sondern ist eine logische Konse-
quenz der Grenzöffnung, welche sich
durch unsere letzte Reform vor mitt-
lerweile fast drei (!) Jahren verschärft
hat. Diese Problematik jetzt fünf
Wochen vor der Wahl (innerhalb von
zwei Monaten) lösen zu wollen, ist ein
Hohn!

 Vielmehr sollten wir uns die Frage
stellen, wie für Hotelübernachtungen
genug finanzielle Mittel vorhanden

sein können, während an der Anzahl
der Polizisten und deren fairer Bezah-
lung gespart wird.
Die Polizei des Landes Brandenburg
ist personell am Ende. Es müssen
dringend mehr Anwärter eingestellt
werden. Um das Niveau nicht sinken
zu lassen, müssen geeigneten Bewer-
bern Anreize gegeben werden. Dazu
gehört eine faire Bezahlung und Un-
terkünfte während der Ausbildung/
des Studiums. Ja, das kostet Geld,
aber auch Sicherheit ist nicht umsonst
und die Polizei ist nun einmal kein
Wirtschaftsunternehmen.

 Auf jeden Fall ist diese Land-
verschickung, die mit den 24-26 Kol-
legen aus Schönefeld passieren soll,
ein bodenlose Frechheit. Solche Maß-
nahmen sind für ad hoc- Lagen hin-
nehmbar, aber nicht für eine Proble-
matik, die seit Monaten bzw. Jahren
besteht! Wir können doch nicht auf
Zuruf jedes Bürgermeisters Kollegen
durchs Land schicken. Was passiert
denn, wenn sich nun der nächste Bür-
germeister zu Wort meldet?  
Unsere Mitglieder erwarten hier den
Rückhalt unserer GdP.  
Wichtig wäre nicht nur, unsere Füh-
rungsebene und unsere Landesregie-
rung wach zu rütteln, sondern auch
den Bürgern ein klares Bild zu zeigen.
Der Brandenburger an sich hat bisher
viel zu wenig Einblick, wie seine Si-
cherheit zum Spielball der Politik ge-
worden ist. 
Die Kollegen, die in unserer PI bisher
von dieser Landverschickung wissen,
sind geschockt und maßlos ent-
täuscht. Darüber können wir nicht
hinweggehen.

Verfasser der Redaktion bekannt

Anmerkung der Redaktion:
Durch sofortige Intervention der

Personalräte konnte erreicht werden,
dass für die betroffenen Kolleginnen
und Kollegen weiterhin Dienst-
beginn- und Ende in der PI Flughafen
sein wird Auf die persönlichen Belan-
ge der Betroffenen wird Rücksicht ge-
nommen, um die möglichen Belastun-
gen so gering wie möglich zu halten



1 – 2008 Deutsche Polizei   5September 2014

AKTUELLES

Was sonst so passierte …
Unter dieser Überschrift informiert

unser Gewerkschaftssekretär Micha-
el Peckmann in Form eines „Tages-
buches“ auszugsweise aus der Arbeit
der GdP-Geschäftsstelle in Potsdam.

Juli 2014
2. Juli 2014
Am Vortag fanden bis in die Nacht

die Verhandlungen mit der Landesre-
gierung zur Neugestaltung des Tarif-
vertrages Verwaltungsumbau sowie
zu weiteren Vereinbarungen für be-
amtenrechtliche Regelungen statt.
Das Ergebnis dieser Verhandlungen
war Thema der heutigen außeror-
dentlichen Sitzung des
Landesbezirksvorstandes mit der Ta-
rifkommission Brandenburg.

3. Juli 2014
Wir informieren per E-Mail sowie

über Internet und Intranet über die
Ergebnisse der Verhandlungen 01/02.
Juli 2014 sowie über die entsprechen-
den Beschlüsse der Landesbezirks-
vorstandssitzung.

7. Juli 2014
In unserer Geschäftsstelle findet

eine Beratung der Landesfrauen-
gruppe statt. Parallel dazu beraten
verantwortliche Kollegen in Vorbe-
reitung unseres Seminares „Aktiv im
Ruhestand“. Aufgrund der zahlreichen
Anmeldungen zu diesem Seminar
entscheidet das Team, das Seminar
zu splitten. So erhalten alle Interes-
senten die Möglichkeit, an dem Se-
minar teilzuhaben.

8. Juli 2014
Ich treffe mich mit Herrn Rechts-

anwalt Helmers, der für uns die
Musterklagen gegen die gesetzlich
geregelte Kennzeichnungspflicht für
Polizeivollzugsbeamte führt. Wir be-
raten die Konsequenzen aus der ak-
tuellen Entscheidung des Landes-
verfassungsgerichts zu unseren Be-
schwerden und besprechen das wei-
tere Vorgehen.

15. Juli 2014
Unmittelbar vor meinem Urlaub

übergebe ich offene Vorgänge wie z.B.
die Vorbereitungen unserer Stamm-
tische mit den Spitzenpolitikern der
Brandenburger Parteien an unsere
Kollegin Behrendt.

Fortsetzung auf Seite 6

DAS SOZIALWERK INFORMIERT
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Manches geht, manches geht nicht!

Seit Mai 2008 fordert die Gewerk-
schaft der Polizei von der Landesre-
gierung Veränderungen/Verbesse-
rungen im Bereich der Erschwernis-
zulagen und in der Zahlung von Auf-
wandsentschädigungen im Bereich
der Polizei des Landes Brandenburg.

Erschwerniszulagen

Die Bundesregierung hatte die Sät-
ze der Erschwerniszulagen für die Po-
lizeibeamten des Bundes deutlich er-
höht. Das Innenministerium, damals
noch unter Jörg Schönbohm, sagte uns
zu, Möglichkeiten eines Nachziehens
mit dem Ministerium der Finanzen zu
sondieren. 2011 begann die Landes-
regierung mit der Erarbeitung eines
eigenen Besoldungs- und
Versorgungsgesetzes für das Land
Brandenburg. Wir erinnerten den nun-
mehr amtierenden Innenminister Dr.
Dietmar Woidke an die Frage der Er-
höhung der Erschwerniszulagen und
der Aufwandsentschädigungen im
Bereich der Polizei. Dieser antworte-
te, dass er sich innerhalb der Landes-
regierung für eine wohlwollende Prü-
fung unseres Anliegens eingesetzt
hat. Aus diesem Grund habe er in ei-
ner abgegebenen Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf zur Reform des bran-
denburgischen Besoldungs- und
Beamtenversorgungsrechts bereits
um eine Erhöhung der Erschwernis-
zulagen gebeten.

Zeitspiel

Die Verabschiedung des umfassen-
den Regelungswerkes Besoldungs-
und Versorgungsgesetz Brandenburg
verzögerte sich immer weiter; damit
auch die Möglichkeit der Anhebung
der entsprechenden
Erschwerniszulagensätze. Hinzu kam
noch, dass politisch beschlossen wur-
de, die Erschwerniszulagen-
verordnung erst nach Verabschiedung
des Besoldungs- und Versorgungs-
reformgesetzes weiter zu verfolgen.
In der Zwischenzeit beobachteten wir
die Entwicklung in den anderen Bun-
desländern und stellten für den Be-
reich der Brandenburger Polizei einen
entsprechenden Forderungskatalog
auf. Wir wollten eine Zulage für die
Personenschützer. Die Zulagen insbe-
sondere für SEK/MEK sollten deut-
lich erhöht werden. Die Verrechnung
der Wechselschichtzulage mit der
Polizeizulage sollte von 50
% auf nur 25 % reduziert werden.
Weiterhin ging es um die Erhöhung
der Zulagensätze für fliegendes Per-
sonal sowie die Aufnahme einer Re-
gelung für die Operatoren. Weiterhin
nahmen wir die Forderung auf, dass
die Kolleginnen und Kollegen in den
operativen Fahndungseinheiten eine
Zulage analog der für SEK/MEK er-
halten sollen. Auch die Polizei-
vollzugsbeamten der BFE sollten eine
Zulage erhalten. Eine entsprechende
Regelung auf Bundesebene gab es ja
bereits. Es sollte für den gesamten
Bereich der Bereitschaftspolizei un-

ter Hinweis auf die besonderen Bela-
stungen durch die Vielzahl der Ein-
sätze, insbesondere an Wochenenden,
eine Zulage eingefordert werden. Da-
neben behielten wir im Blick, dass die
Sätze der Aufwandsentschädigung im
Bereich der Polizei des Landes Bran-
denburg (für Diensthundeführer,
F a h n d u n g s k o s t e n p a u s c h a l e ,
Bekleidungskostenpauschale etc.)
angepasst werden sollten.

Erster Entwurf

Im Januar 2014 erhielten wir dann
endlich den ersten Entwurf einer bran-
denburgischen Erschwerniszulagen-
verordnung. Im Großen und Ganzen
wurden in diesem Entwurf lediglich
die Bundesregelungen für die bran-
denburgischen Verhältnisse um-
formuliert. Bei den Zulagensätzen
verblieb es überwiegend auf dem Ni-
veau des Bundes von 2006! Lediglich
die Zulagen für besondere polizeili-
che Verwendungen z.B. SEK und MEK
sowie verdeckte Ermittler und
Personenschutz wurden erhöht. Für
den Bereich des Wach- und Wechsel-
dienstes sowie für die Kolleginnen
und Kollegen mit Dienst zu unregel-
mäßigen Zeiten gab es sogar eine Ver-
schlechterung. Die Zulage für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten außer-
halb von Wochenenden und Feierta-
gen wurde im Beginn einer entspre-
chenden Anspruchsberechtigung um
eine Stunde hinaus geschoben. Nun-
mehr sollte diese Zulage erst ab 21

16. – 27. Juli 2014
Urlaub
28. Juli 2014
Wieder im Büro. Ich verschaffe mir

einen Überblick und berate mit dem
Team unserer Geschäftsstelle, was in
der vergangenen Woche angefallen
ist, was erledigt werden konnte und
was noch offen ist.

30. Juli 2014
Ich frage den mit den Umbauarbei-

ten in unserer neuen Geschäftsstelle
beauftragten Architekten, ob wir in
Kürze einen Besichtigungstermin ver-
einbaren können. Wir wollen uns über
den Stand der Umbauarbeiten infor-
mieren. Er informierte mich, dass am
31.07.2014 –also am nächsten Tag –
der Übergabetermin stattfindet. We-
nige Minuten später hatte ich die E-
Mail des Vermieters mit der entspre-
chenden Information. Ich bestätige
den Termin.

31. Juli 2014
Übernahme der neuen Büroräume:

Mängel und noch offene Arbeiten
werden im Übergabeprotokoll festge-
halten. Die neuen Büroräume befin-
den sich nun in unserer Verfügung.
Wir können sie einrichten und den
Umzug vornehmen. Ab 3. September
2014 ist unsere neue Anschrift Groß-
beerenstraße 185, 14482 Potsdam.
Telefon / Telefax bleibt alles wie ge-
habt.

Michael Peckmann

Fortsetzung von Seite 5
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Uhr gezahlt werden können (vorher
20 Uhr). Unsere Stellungnahme dazu
fiel entsprechend scharf aus. Was folg-
te waren zahlreiche Schreiben, Tele-
fonate und Gespräche mit den Verant-
wortlichen im Bereich des Ministeri-
ums der Finanzen und des Innenmini-
steriums. Und tatsächlich gab es Be-
wegung. In der zweiten Stufe der Be-
teiligung waren noch keine wesentli-
chen Veränderungen festzustellen. In
einem entsprechenden Anschreiben
des Innenministeriums hieß es "... für
die von ihnen vorgeschlagene Erhö-
hung zahlreicher Zulagen und
Beträge…sehe ich hingegen keinen
Gestaltungsspielraum." Das gleiche
gilt für Neuregelungen des Aus-
gleichssystems im Bereich des
Schicht- und Wechselschichtdienstes
oder im Bereich der Zulage für beson-
dere polizeiliche Einsätze nach dem
Beispiel der Regelungen des Bundes.
Weiterhin hielt das Ministerium an
dem geänderten Beginn der
Nachtdienstzeit fest. Eine Auswei-
tung des Kreises der Begünstigten bei
der Zulage für besondere polizeiliche
Einsätze (z.B. operative Fahndungs-
einheiten, Bereitschaftspolizei und
weitere) sei über die bereits vorge-
sehenen Verbesserungen hinaus nicht
angezeigt.

Verbesserungen gefordert

Das alles konnte einfach nicht wahr
sein! Auf der einen Seite wurden
Maßnahmenpakete verabschiedet,
um den Wach- und Wechseldienst zu
stärken, auf der anderen Seite hielt
das Ministerium Verbesserungen bei
entsprechenden Ausgleichszahlun-
gen für nicht angezeigt. Bei allem, was
man in der letzten Zeit den Kollegin-
nen und Kollegen in unserer Polizei
zugemutet hat, ein echter Skandal!
Die Gewerkschaft der Polizei blieb
konsequent am Ball. Und tatsächlich,
die Zulagensätze für den Dienst zu
ungünstigen Zeiten wurden angeho-
ben. Wir bewegen uns hier nun im
Mittelfeld der anderen Bundesländer.
Ebenfalls korrigierte die Landesre-
gierung den Beginn der Anspruchsbe-
rechtigung für die Zulage für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten (Nacht-
dienst - Beginn wieder 20 Uhr). Die
Wechselschichtzulage wurde von
102,26 • auf 115,00 • ab 01.01.2015
angehoben; vergleichbar auch die an-

deren Sätze für Schichtzulagen. In den
Kreis der Anspruchsberechtigten für
die Zulage für besondere polizeiliche
Verwendungen wurden neben MEK,
SEK, den Observationseinheiten Ver-
fassungsschutz, dem Personenschutz
sowie den verdeckten Ermittlern
nunmehr auch die Tatbeobachter in
den BFE sowie die operativen
Fahndungseinheiten aufgenommen.
Eine wesentliche Forderung der Ge-
werkschaft der Polizei war hiermit
erfüllt. Für nicht angezeigt hielt das
Ministerium des Innern weiterhin die
Aufnahme einer Zulage für unsere
Kolleginnen und Kollegen der Bereit-
schaftspolizei. Angezeigt war es je-
doch, diesen Kolleginnen und Kolle-
gen erneut die zugesagten minde-
stens zwei freie Wochenenden inner-
halb von fünf Wochen zu streichen.

Am 19. August 2014, mithin nach
Redaktionsschluss dieser Ausgabe
der Deutschen Polizei, soll nun die
Erschwerniszulagenverordnung für
das Land Brandenburg abschließend
im Kabinett beraten werden. Wir hof-
fen, dass es wenigstens bei den Ver-
besserungen gemäß dem letzten
Entwurfsstand verbleibt. Unsere noch
offenen Forderungen, insbesondere
zur Zahlung einer Zulage für die Kol-
leginnen und Kollegen der Bereit-
schaftspolizei, bleiben weiterhin
Arbeitsaufgabe der Gewerkschaft der
Polizei.

Polizeiaufwands-

entschädigungen

Im März 2014 erhielten wir nun end-
lich den ersten Entwurf einer bran-
denburgischen Polizei-Aufwands-
e n t s c h ä d i g u n g s -
verwaltungsvorschrift. Eine Anpas-
sung der einzelnen Beträge an die all-
gemeine Preisentwicklung war aus
Sicht der Gewerkschaft der Polizei
längst überfällig. Seit 1994 bzw. 1996
waren keine Anpassungen mehr er-
folgt. Tatsächlich sollten jetzt spür-
bare Verbesserungen für unsere Kol-
leginnen und Kollegen geregelt wer-
den. Die Pauschalen für die Betreu-
ung von Diensthunden wurden  er-
höht. Brandenburg liegt hier nun im
Mittelfeld der anderen Bundesländer.
Die Regelung für die Einkleidungs-
pauschale im Bereich des Personen-
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schutzes wurde verbessert. Zudem
wurden die Personenschützer in den
Kreis der Anspruchsberechtigten für
die Bekleidungskostenpauschale auf-
genommen. Verbesserungen wurden
auch im Bereich der
Reinigungskostenpauschale bei Lei-
chenfunden und Leichenöffnungen er-
reicht. Die Entschädigungssätze für
die Fahndungskosten- sowie
Bekleidungskostenpauschale wurden
ebenfalls erhöht.

Irritationen und Verunsicherung

Ein wesentlicher Kritikpunkt wur-
de jedoch nicht ausgeräumt. Anders
als bisher wurde für die Bekleidungs-
kostenpauschale im Bereich der kri-
minalpolizeilichen Ermittlungs-
tätigkeiten die Voraussetzung „über-
wiegend Fahndungs- und
Ermittlungstätigkeiten außerhalb
von Dienststellen“ eingeführt. Folge-
richtig gab es Irritationen und Verun-
sicherungen. Bekommen Kolleginnen
und Kollegen diese Bekleidungs-
kostenpauschale wie bisher oder wird
sie ihnen weggenommen, wenn sie
nicht überwiegend außerhalb von
Dienststellen ermitteln? Ist es nicht
so, dass generell Polizeivollzugs-
beamte eine Uniform erhalten, Beam-
te der Kriminalpolizei aus nachvoll-
ziehbaren Gründen jedoch nicht? So
dass diesen als Ausgleich für das Tra-
gen ihrer eigenen zivilen Bekleidung
eine entsprechende Bekleidungs-
kostenpauschale gezahlt wurde? Sol-
len Kriminalisten innerhalb von
Dienststellen eine Uniform tragen und
sich in zivil umziehen, wenn sie au-
ßerhalb ermitteln? Wie wird nachge-
wiesen, dass sie überwiegend außer-
halb von Dienststellen ermitteln? Die
Gewerkschaft der Polizei fordert
klipp und klar - Wer bisher Anspruch
auf diese Bekleidungskosten-
pauschale hatte, soll ihn auch zukünf-
tig haben. Wir müssen jedoch davon
ausgehen, dass diese Frage unsere
Kolleginnen und Kollegen in der Kri-
minalpolizei unnötig weiter beschäf-
tigen und für Unruhe sorgen wird. Ist
es das wert?

Michael Peckmann
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